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Hauptsatzung der Stadt Borken (Hessen)


Aufgrund der §§ 5, 6 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung in der jeweils 
gültigen Fassung hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer Sitzung am 
19.12.1977 sowie mit Beschluss der Änderungssatzung am 16.05.1984, der Änderungssatzung am 22.03.1988, der Änderungssatzung am 02.04.1993, der Änderungssatzung am 22.04.1997, der Änderungssatzung am 29.04.1999, der Änderungssatzung am  26.04.2006 und der Änderungssatzung am 01.09.2020 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1

Magistratsverfassung

Die Verwaltung ist nach den Bestimmungen über die Magistratsverfassung (§§ 49 - 77 HGO) zu führen. 

§ 2

Magistrat

Der Gemeindevorstand arbeitet kollegial; er besteht aus dem Bürgermeister sowie den ehrenamtlichen Beigeordneten und führt die Bezeichnung „Magistrat“. 

§ 3

Beigeordnete

(1) Die Zahl der Beigeordneten beträgt acht.

(2) Der Erste Beigeordnete führt die Amtsbezeichnung „Erster Stadtrat", die übrigen Beigeordneten die Amtsbezeichnung „Stadtrat". 

§ 4

Stadtverordnetenvorsteher
(1) Die Stadtverordnetenversammlung wählt den Vorsteher und für den Fall seiner Verhinderung vier Stellvertreter. 

(2) Der Stadtverordnetenvorsteher vertritt die Stadtverordnetenversammlung in ihren Angelegenheiten nach außen, soweit nicht die Stadtverordnetenversammlung aus ihrer Mitte einen oder mehrere Beauftragte bestellt hat. 

§ 5

Ortsbezirke und Ortsbeiräte

(1) Die im Zuge der Verwaltungs- und Gebietsreform eingegliederten Stadtteile bilden im Bereich ihrer ehemaligen Gemeindegrenzen Ortsbezirke im Sinne des    § 81 der Hessischen Gemeindeordnung. 

(2) In allen Ortsbezirken (Stadtteilen) werden Ortsbeiräte eingerichtet. Die Zahl der Ortsbeiratsmitglieder bemißt sich nach der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter des jeweiligen Stadtteils zum Zeitpunkt der Eingliederung. Sie darf die Zahl 9 nicht überschreiten. 

§ 6

Ausländerbeirat

(1) Der Ausländerbeirat besteht aus 7 Mitgliedern

(2) Bei der Wahl des Ausländerbeirates wird die Briefwahl zugelassen.
§ 7

Ehrenbürgerrecht - Ehrenbezeichnung

(1) Personen, die sich um die Stadt besonders verdient gemacht haben, kann das Ehrenbürgerrecht verliehen werden. 

(2) Bürger, die als Stadtverordnete oder Ehrenbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ohne Tadel ausgeübt haben, können folgende Ehrenbezeichnung erhalten:


Stadtverordnete 
= Stadtälteste


Bürgermeister
= Ehrenbürgermeister


Stadträte
= Ehrenstadträte

Bei Vorliegen besonderer Verdienste können Ehrenbezeichnungen auch an Bürger verliehen werden, die als Stadtverordnete oder Ehrenbeamte längere Zeit tätig waren, aber nicht die Regelmindestzeit von 20 Jahren erreicht haben. 

(3) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeichnung ist in feierlicher Form in einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung unter Aushändigung einer Urkunde vorzunehmen. 

§ 8
Öffentliche Bekanntmachung

(1)
Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen, Verordnungen, sowie von Beschlüssen, Hinweisen, Mitteilungen und Genehmigungen, die im Zusammenhang mit Rechtssetzungsverfahren oder zur Begründung von Ansprüchen erforderlich sind, sowie alle übrigen Bekanntmachungen erfolgen durch Veröffentlichungen im Borkener Anzeiger. Die öffentliche Bekanntmachung ist mit dem Ablauf des Erscheinungstages der die Bekanntmachung enthaltenden Ausgabe der in Satz 1 genannten Zeitung vollendet.
(2)
Satzungen, Verordnungen sowie sonstige ortsrechtliche Bestimmungen treten am Tage nach Vollendung der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst keinen anderen Zeitpunkt bestimmen. Polizeiverordnungen treten gemäß § 41 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (HSOG) vom 17.12.1964 (GVBl. I S. 209) in der jeweils geltenden Fassung mit dem in der Verordnung festgelegten Tag in Kraft. 
(3)
Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und Erläuterungen können abweichend von Abs. 1 für die Dauer von 7 Tagen, wenn gesetzlich nicht eine andere Auslegungsfrist bestimmt ist, während der Dienststunden der Stadtverwaltung in Borken (Hessen), Am Rathaus 7, zu jedermanns Einsicht ausgelegt werden. Gegenstand, Ort (Gebäude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung sind spätestens am Tage vor Beginn der Auslegung nach Abs. 1 öffentlich bekanntzumachen. Das gleiche gilt, wenn durch Rechtsvorschrift eine öffentliche Auslegung vorgeschrieben ist und dies keine besonderen Bestimmungen enthält. Die öffentliche Bekanntmachung ist mit Ablauf des Tages vollendet, an dem die Auslegungsfrist endet. 
(4)
Soll ein Bebauungsplan in Kraft gesetzt werden, macht die Stadt nach Abs. 1 bekannt, daß der Bebauungsplan beschlossen bzw. die Genehmigung erteilt wurde. Sie gibt dabei an, bei welcher Stelle der Plan während der Dienststunden eingesehen werden kann. Sie hält Bebauungsplan und Begründung mit Wirksamwerden der Bekanntmachung zur Einsicht für jede Person bereit und gibt über ihren Inhalt auf Verlangen Auskunft. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
(5)
Bekanntmachungen nach Abs. 3 und 4 sind mit Ablauf der Auslegungsfrist vollendet. 
(6)
Kann die in Abs. 1 vorgeschriebene Bekanntmachungsform wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer Zufälle nicht angewandt werden, so genügt jede andere Art der Bekanntgabe, insbesondere durch Anschlag oder öffentlichen Ausruf. In diesen Fällen wird die Bekanntmachung, sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist, in der durch den Abs. 1 vorgeschriebenen Form unverzüglich nachgeholt. 

§ 9
Inkrafttreten

Die Änderung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft.
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